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Dieser Bericht enthält die Schlussfolgerungen der Partner des Watertime-Projekts. Er sollte nicht als offizielle Ansicht der Europäischen Kommission betrachtet werden, und die Europäische Kommission haftet nicht für die Verwendung der darin enthaltenen Daten.
Einführung in die Empfehlungen zur guten Praxis

Die Empfehlungen zur guten Praxis sollen dazu beitragen, den Prozess der Entscheidungsfindung bei Wasser- und Abwasserleistungen zu optimieren. Sie sollen alle unterstützen, die an Fragen der Wasserversorgung interessiert sind – Gemeinden und sonstige Behörden, Manager und Mitarbeiter von Wasserwerken, Verbraucher, Umweltschützer, Bürgerinitiativen, Gewerkschaften und Organisationen der Gemeinde. 

· Was sind Empfehlungen zur guten Praxis?

Die Empfehlungen zur guten Praxis enthalten praktische Tipps, wie die Entscheidungen über die Organisation der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in den Städten besser organisiert werden kann. Sie wurden im Rahmen des Watertime-Forschungsprojekts erstellt. Watertime hat auch eine Reihe von Berichten über Städte, die Geschichte der Wasserversorgungsanlagen und den internationalen Kontext publiziert. Alle Berichte finden Sie im Internet unter www.watertime.net.

· Finden Sie in diesen Berichten Antworten dazu, was die beste Lösung für Probleme der Abwasserentsorgung und Wasserversorgung ist? 

Nein. Die Empfehlungen zur guten Praxis enthalten Tipps, wie eine Entscheidung zu treffen ist. Sie beziehen sich auf den Prozess der Entscheidungsfindung insgesamt mit einer Reihe verschiedener Kontexte und berücksichtigen eine Vielzahl von Interessen, Akteuren und Faktoren. Sie enthalten Tipps zur Einbeziehung der Öffentlichkeit und zur Gewährleistung der Transparenz, zur Problemanalyse, zur Identifikation von Optionen, zur Abschätzung von Risiken, zur Bewertung der Alternativen sowie zur Entscheidungsfindung selbst. 

· Auf welche Grundlagen stützen sich diese Empfehlungen?

Die Empfehlungen wurden auf Grundlage von Fallstudien in bestimmten Städten erstellt, die im Rahmen des Watertime-Projekts angefertigt wurden. Jede Empfehlung zur guten Praxis besteht aus einem einzigen Satz, der die Hauptempfehlung zusammenfasst. Danach folgt ein Absatz mit einer längeren Erläuterung. Es folgt ein abschließender Absatz mit Beispielen aus den betreffenden Städten. Daneben ist jede Empfehlung zur guten Praxis mit den Berichten über die Stadt verknüpft, auf die sich die Empfehlungen zur guten Praxis stützen. In Anhang B dieses Dokuments finden Sie Erläuterungen, wie die Empfehlungen zur guten Praxis erarbeitet wurden.

· Welche Städte wurden untersucht und wo kann ich die Berichte einsehen?

Watertime hat 29 Städte in 13 verschiedenen europäischen Ländern analysiert. Eine Karte mit den Städten finden Sie in der Anlage dieses Dokuments. Alle Berichte wurden außerdem auf der Website www.watertime.net veröffentlicht. 

· Wann sollten sie verwendet werden?

Diese Empfehlungen können in allen Phasen der Entscheidungsfindung und für verschiedene Themen genutzt werden. Auf den folgenden Seiten finden Sie eine Reihe verschiedener Empfehlungen zur guten Praxis für die verschiedenen Aspekte zur Entscheidungsfindung – Einbeziehung, Transparenz, Problemanalyse, Identifikation und Bewertung von Optionen – sowie zur abschließenden Entscheidungsfindung selbst. Einige Empfehlungen zur guten Praxis sind für verschiedene Themen relevant, sodass sie nicht nur in einem Empfehlungssatz auftauchen. 

· Wie sollten diese Empfehlungen verwendet werden?

Die Empfehlungen zur guten Praxis können von den Behörden, den Verantwortlichen oder der Öffentlichkeit als Checkliste genutzt werden, was in der jeweiligen Phase zu tun ist. Sie können auch genutzt werden, um eine öffentliche Diskussion über die Themen zu fördern. Mit ihnen lässt sich weiterhin sicherstellen, dass die Behörden Risiken berücksichtigen, verschiedene Optionen analysieren und Informationen veröffentlichen.

· Gibt es weitere Tools, die zusammen mit den Empfehlungen zur guten Praxis verwendet werden können?

Auf der Website von Watertime unter www.watertime.net finden Sie eine Reihe von Tools zur Unterstützung der Entscheidungsfindung. Diese Tools sollen eine Einbeziehung der Öffentlichkeit in Entscheidungen zur Wasserversorgung und Abwasserentsorgung fördern. Jeder kann ein Projekt zu einem bestimmten Thema erstellen und zur öffentlichen Diskussion auffordern. Als Tools stehen Foren für die Online-Diskussion, Entscheidungsmodelle und Tools zur Erzeugung eines gemeinsamen Dokuments („Wikis“) zur Verfügung.

· Existiert eine vollständige Liste aller Empfehlungen zur guten Praxis?

Die vollständige Liste aller Empfehlungen zur guten Praxis finden Sie in der Anlage dieses Dokuments sowie auf der Website unter www.watertime.net.

2 Empfehlungen zur guten Praxis für verschiedene Aspekte

Hinweis: Manche Empfehlungen zur guten Praxis tauchen unter zwei oder mehr Überschriften auf. Dies ist dann der Fall, wenn sie für verschiedene Aspekte relevant sind. Die vollständige Liste aller Empfehlungen zur guten Praxis finden Sie in Anhang C.

Die Nummerierung der jeweiligen Empfehlung zur guten Praxis stammt aus der vollständigen Liste und stimmt nicht mit der Nummerierung zu einem bestimmten Thema überein.

Die Städte verweisen auf die spezifischen Fallstudien, aus denen eine Empfehlung zur guten Praxis erarbeitet wurde. Den vollständigen Bericht jeder Fallstudie finden Sie unter www.watertime.net. 

2.1   Beteiligung und Transparenz 
Diese Empfehlungen betreffen die Einbeziehung der Öffentlichkeit in die Entscheidungsfindung durch öffentliche Beteiligung, höhere Transparenz durch Veröffentlichung von mehr Informationen und Überwachung der Ergebnisse einer Entscheidung. 

· Einbeziehung der Öffentlichkeit

· Transparenz

· Überwachung


2.2   Externe Einschränkungen 
Mit diesen Empfehlungen soll der historische Hintergrund der aktuellen Situation erläutert und geklärt werden, welche Akteure und Faktoren eine Rolle (auch auf internationaler Ebene) spielen und den Entscheidungsprozess beeinflussen und einschränken.

· Hintergrund – Geschichte

· Hintergrund – Akteure

· Hintergrund – Faktoren

2.3   Problemanalyse und Identifizieren von Optionen
Diese Empfehlungen betreffen die Frage, welche Probleme gelöst werden sollen und welche verschiedenen Optionen zur Lösung dieser Probleme gewählt werden können.

· Klärung von Problemen

· Identifizieren von Optionen

2.4   Bewertung von Optionen und Risiken 
Diese Optionen betreffen die Bewertung der verschiedenen Optionen, die identifiziert wurden, und die Abschätzung der Zukunftsrisiken und Chancen, die sich aus den verschiedenen Optionen ergeben.

· Bewertung von Optionen

· Einschätzung zukünftiger Risiken und Chancen
 
2.5 Entscheidungsfindung
Diese Empfehlungen betreffen die Definition der Kriterien, die zur Auswahl der bevorzugten Option verwendet werden sollen, und die Wege, auf denen eine Entscheidung gefunden wird.

Die Kriterien können mit Faktoren verschiedener Art zusammenhängen. Diese sind in der letzten Spalte mit folgenden Abkürzungen angeführt: politische Faktoren (P), wirtschaftliche Faktoren (E), soziale Faktoren (S), technische Faktoren (T), Umweltfaktoren (N).
· Ausformulierung der Kriterien

· Entscheidungsfindung

Anhang A: Watertime - die Städte der Fallstudie

Die Berichte jeder einzelnen Stadt und weitere Berichte des Watertime-Projekts finden Sie unter www.watertime.net. 

Anhang B: Aufbau der Empfehlungen zur guten Praxis

Die Empfehlungen zur guten Praxis haben im Watertime-Projekt zwei Funktionen: Zunächst einmal sollen sie eine praktische Hilfestellung für die am Prozess der Entscheidungsfindung Beteiligten sein. Zweitens stellen sie formale Schlussfolgerungen aus den Fakten der Fallstudien, der Studie „City in Time“ sowie aus internationalen und nationalen Unterlagen dar. Die Empfehlungen zur guten Praxis sind ein Satz Empfehlungen, die den Wissensstand aller Beteiligten am Prozess der Entscheidungsfindung sowie der Entscheidungsträger verbessern sollen. Die Einbeziehung der Öffentlichkeit spielt eine wichtige Rolle bei der Erweiterung des vorhandenen Wissensstands. Solches Wissen kann unter anderem als lokales Wissen definiert werden, das sich „auf eine tiefere Analyse der Wechselwirkung zwischen der Erzeugung und Verteilung von Wissen, auf die Anerkennung der Rolle von Vielfalt beim Lernen und kreative Handlungsträger sowie auf das Verständnis der Komplexität und Systemvernetzung in einem Zusammenhang stützt, in dem Preise allein nicht alle relevanten Informationen enthalten und enthalten können“.
 Diese Funktion der Empfehlungen zur guten Praxis berücksichtigt die ursprünglichen Grundsätze des Watertime-Projekts – Einbeziehung und Transparenz – sowie die wichtige Rolle, die Wissen in der Entscheidungsfindung spielt. Die Empfehlungen zur guten Praxis wurden unter vier Hauptüberschriften zusammengefasst, die die Perspektive der Entscheidungsträger und der an den Entscheidungen Beteiligten widerspiegeln. Diese Überschriften betreffen Aspekte wie den Hintergrund für die Entscheidung – die vorhandenen Einschränkungen, Akteure und Faktoren, den Entscheidungsprozess selbst, die Einbeziehung der Öffentlichkeit – durch demokratische Strukturen, Einbeziehung und Transparenz und die Abschätzung der zukünftigen Risiken und Chancen, bei der auch die zukünftigen Möglichkeiten und das mögliche zukünftige Verhalten der Akteure sowie die zukünftige Veränderung von Faktoren berücksichtigt werden. Jede Empfehlung zur guten Praxis ist mit mindestens einer Phase des formalen Prozesses der Entscheidungsfindung verknüpft oder mit der Öffentlichkeit und den Bedingungen, unter denen die Einbeziehung der Öffentlichkeit effektiv gestaltet werden kann, oder mit den aus den durch Umstellung der Vergangenheit bedingten Einschränkungen und Einschränkungen durch bestimmte Akteure und Faktoren oder mit den zukünftigen Risiken und Möglichkeiten und den Einflüssen, die Faktoren und Akteure auf diese Risiken haben. 
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Anhang C: Vollständige Liste aller Empfehlungen zur guten Praxis

	No
	Cities
	{translated tile}
	{translated GPR}

	1
	City in Time, Hungary, Rome, Bologna, Madrid, Bucharest, Palma de Mallorca, Cordoba
	Vorhandene Strukturen und ihre Entwicklung verstehen
	Die historische Entwicklung der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sollte geprüft werden. 

Dadurch können Gründe für Eigenheiten des Systems und daraus resultierende Einschränkungen für Zukunftsoptionen identifiziert werden.  Außerdem wird dadurch gewährleistet, dass alle Aspekte der aktuellen Vereinbarungen bei der Bewertung der Optionen in Betracht gezogen werden. Die Kenntnis der historischen Entwicklung des Systems ist ein wichtiges Element bei allen Entscheidungen, da Entscheidungen und Beschlüsse der Vergangenheit die Entscheidungsmöglichkeiten vor Ort auf spezifische Weise beschränken und so die Attraktivität der verschiedenen Optionen beeinflussen. 

In Madrid beispielsweise gehen die Eigenheiten der heutigen Wasseranlagen und der Betreiber auf die Entscheidung von 1561 zurück, die Stadt zur Hauptstadt Spaniens zu machen. Fallstudien aus Ungarn offenbarten Versäumnisse der Vergangenheit, die die Wahlmöglichkeiten einschränken – in der Vergangenheit wurde das Abwassersystem nicht ausgebaut, so dass die Verbesserung und Erweiterung des Abwassernetzes Priorität haben könnte; ähnliches gilt für einen Wechsel beim Anlagenbetreiber von der öffentlichen Hand in Privathand oder umgekehrt mit entsprechenden Transaktionskosten sowie für die Neudefinition der Gebietsgrenzen von Wasserwerken, die ebenfalls Transaktionskosten mit sich bringen. In vielen Fällen, beispielsweise in Rom oder Bologna, stellte sich heraus, dass wichtige Entscheidungen mit langfristigen Konsequenzen getroffen wurden, ohne dass man sich zuvor bemüht hatte, die aktuelle und zukünftige Bedeutung von Ereignissen der Vergangenheit zu berücksichtigen. 

	2
	City in Time, Munich, Rotterdam, Hungary, Germany,

UK, 

Warsaw, Kaunas, Tampere, Edinburgh, Rome, Madrid, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Leeds, Cardiff, Grenoble, Arezzo  
	Konsequenzen gegenwärtiger Entwicklungen für die Zukunft analysieren
	Die Aspekte des vorhandenen Systems, die zukünftige Aktionen beeinflussen, müssen analysiert werden.
Spezifische Entscheidungen können in Zukunft Einschränkungen bedeuten. Die Lage einer Kläranlage kann den Bau zukünftiger Wohngebiete einschränken oder problematisch werden, wenn die Industrie abwandert. Spezifische städtische Entwicklungsprogramme mit entsprechender Versiegelung des Bodens können unvorhergesehene Auswirkungen und Kosten für die Abwasserbehandlung verursachen, wenn kombinierte Abwasseranlagen (für Oberflächenwasser und Abwasser) eingesetzt werden. Spezifische Finanzierungsformen wie Cross Border Leasing oder öffentlich-private Partnerschaften können durch zukünftige Änderungen der Gesetze für Investoren ihre Vorteile verlieren und die Wahlmöglichkeiten bei zukünftigen Finanzierungen der öffentlichen Hand beeinträchtigen.
In Kauen (LT) beschränkte die Lage der Kläranlage die zukünftige Entwicklung von Wohngebieten. In München hätte das vorgeschlagene Cross Border Leasing letztendlich zu erheblichen Kosten zulasten von Verbrauchern und Umwelt geführt. Die Teilprivatisierung der Wasserwerke in Rom führte zu einer fehlgeschlagenen Diversifizierung in den Telekommunikationsbereich mit hohen Kosten. 

	3
	Tallinn, Warsaw, Berlin, Debrecen, Szeged, Hungary, Bucharest
	Verantwortung für Nebenleistungen klären 
	Es sollte klar identifiziert werden, wer für Oberflächenwasser und andere Nebenleistungen (d. h. Leistungen, die über die unmittelbare Wasserversorgung und Abwasserbehandlung hinausgehen) und deren Finanzierung zuständig ist.
Wird dies nicht berücksichtigt, könnten unvorhergesehene Kosten für die örtlichen Steuerzahler oder Verbraucher entstehen. Die Auftragnehmer können Sonderzahlungen für Leistungen verlangen, die nicht im Vertrag definiert sind. Gerichte könnten zugunsten der Verbraucher entscheiden, dass von den Wasserwerken nicht standortspezifische Leistungen nicht in Rechnung gestellt werden dürfen. Die Kosten für Nebenleistungen können die Bewertung der verschiedenen Optionen beeinflussen. Wenn wie in Ungarn die Zuständigkeit für öffentliche Bäder geändert wird, kann dies zu signifikanten Veränderungen der Finanzlage eines Wasserwerks führen. Vorhandene Verträge für Abwasser und Abwassertanks sollten ebenfalls identifiziert werden, damit die Konsequenzen eventueller Änderungen berücksichtigt werden können. 

In Berlin lehnte nach der Teilprivatisierung der Betreiber Leistungen zur Absenkung des Grundwasserspiegels ab, so dass das Abpumpen von eindringendem Wasser von der Stadt durchgeführt und bezahlt werden musste. In Tallinn verlangte nach der Teilprivatisierung das Wasserwerk vom Stadtrat Sonderzahlungen für Oberflächenwasser, obwohl diese Leistungen in der Vergangenheit erbracht wurden, da diese nicht in dem Vertrag definiert waren. 

	4
	Hungary, Vilnius, Madrid, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Bucharest, Cordoba
	Verantwortung für die Wasserressourcen klären
	Die Brunnen und Speicher für die Wasserversorgung der Wasserwerke sind eindeutig zu benennen, so dass die Konsequenzen bei vorgeschlagenen Änderungen berücksichtigt werden können. 

Die vorhandene Praxis und die vorhandenen Vorschriften für den Zugang zu Wasserressourcen können signifikant verändert werden, wenn sich der Status eines Wasserwerks ändert oder wenn in den Businessplänen von falschen Annahmen ausgegangen wird. Einzelne Nutzer sollten öffentliche Nutzer nicht vom gemeinsamen Zugang zu Wasserressourcen ausschließen können. Wasserressourcen sollten als öffentliches Gut geschützt und von den Wasserwerken kontrolliert werden, aber nicht Gegenstand individueller Aneignung werden. 

In Ungarn führte die Neustrukturierung der einzelnen Wasserwerke zu Interessenskonflikten über den gemeinsamen Zugriff zu Wasserressourcen. In Wilna begrenzt die Gesetzgebung den Zugriff von Privatunternehmen auf Wasserressourcen. 1990 leiteten Bauern Wasser, das für Bewässerungszwecke vorgesehen war, während einer starken Trockenperiode an die Stadt Cordoba um, während ein neues Staubecken gebaut wurde. 

	5
	City in Time, International context, Berlin, Stockholm, Edinburgh, Cardiff, Leeds, UK, Grenoble, Tallinn, Madrid, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Arezzo, Bologna, Rome, Milan
	Finanzielle Probleme klären
	Die Budgetprobleme der Gemeinden oder der öffentlichen Wasserwerke sollten eindeutig identifiziert und deren Ursprung und Zusammenhang mit der Wasserversorgung analysiert werden. 

Der historische Zusammenhang zwischen den Kosten für Wasser und Abwasser und den Steuern und Gebühren für andere Leistungen kann komplex sein. Die Einbeziehung der Öffentlichkeit kann dazu beitragen, die Ursachen solcher Probleme und ihre exakte Lage im Zusammenhang mit den anderen Ebenen der Behörden zu identifizieren und auch zu klären, inwieweit verschiedene mögliche Lösungen öffentlich legitimiert sind. 

In Stockholm wurden nach Gerichtsbeschlüssen Rückzahlungen zu hoher in Rechnung gestellter Beträge an die Verbraucher erforderlich. Nach dem Jahre 1997 nutzte die britische Regierung Sondersteuern – die so genannte „Zufallsgewinnsteuer“ –, um für die Steuerzahler Gewinne abzuschöpfen, die durch zu hohe Gebühren entstanden. In Berlin wurden weder die Finanzprobleme der Stadt noch die Verluste der Berlinwasser Holding BWH durch den Betrieb der Wasserwerke verursacht, da die Gewinne der Wasserwerke der öffentlichen Hand zur Quersubventionierung Not leidender Tochtergesellschaften anderer Branchen genutzt wurden. 

	6
	Tallinn, Edinburgh, Rotterdam, City in Time, Lodz, Debrecen, Munich, Bucharest, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Italy, International context
	Externe Erfahrungen überprüfen
	Bei der Analyse verschiedener Optionen können die Kenntnisse der Entscheidungsträger vor Ort durch eine Betrachtung der Erfahrungen mit ähnlichen Optionen an anderen Orten erweitert werden. 

Möglicherweise liegen im selben Land oder in anderen Ländern bereits entsprechende Erfahrungen vor. Ziel einer solchen Untersuchung sollte es weiterhin sein, die möglichen bzw. verfügbaren Optionen und deren Konsequenzen zu erfassen. Die Prüfung sollte sich auf Unterlagen der Behörden stützen und die verschiedenen Ansichten zu den gleichen Fällen berücksichtigen, damit die Prüfer zu einer ausgeglichenen und präzisen Bewertung kommen können.
Bei der Konsultation 1992 bis 1993 zur Reform der schottischen Wasserwirtschaft wurden die in anderen Ländern verwendeten Modelle geprüft, die Fakten sprachen dann jedoch für das englische Privatisierungsmodell. In Rotterdam ergänzten die Erfahrungen, die in Ostschottland gesammelt wurden, die Erfahrungen vor Ort und zeigten eine neue Möglichkeit zur Finanzierung der geplanten Kläranlage, so wie Hamburg (und London, Berlin und Mailand) um 1850 als Modell für den Bau und die Spülung der Abwasserkanäle gedient hatten. In Lodz konnte durch den Vergleich mit dem französischen und englischen Modell das vorhandene Wissen erweitert werden, so dass die Entscheidung leichter fiel, ob der Betriebsbereich von der Infrastruktur getrennt werden sollte.    

	7
	International Context, Kaunas,

Vilnius, Tallinn, Madrid, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Palma de Mallorca, Timisoara, Bucharest, City in Time, Bologna, Rome
	Die Bedeutung internationaler Erfahrungen muss erkannt werden
	Informationen über Einschränkungen durch nationale oder internationale Zusammenhänge müssen gesammelt und an die lokalen Handlungsträger weitergeleitet werden.
Die lokalen Handlungsträger kennen internationale Faktoren und Handlungsträger oft nur ungenügend und sollten so viele Informationen darüber wie möglich erhalten. Dazu gehören unter anderem die EU-Gesetzgebung sowie die Aktivitäten, Praktiken und Vorschriften der anderen internationalen Handlungsträger, beispielsweise der Finanzierungsbanken und multinationalen Unternehmen. Internationale Handlungsträger sollten sich möglichst immer der Einbeziehung der Öffentlichkeit und den Debatten stellen. Beispielsweise können EU-Vertreter eingeladen werden, um an Debatten vor Ort teilzunehmen.
Das Beispiel Kauen (LT)  zeigt, dass finanzielle Unterstützung durch die EU nur gewährt wird, wenn die EU-Verfahren und ‑praktiken akzeptiert werden. Das Beispiel Madrid zeigt, dass die Kofinanzierung durch die EU für den Ausbau der Infrastruktur deutliche Vorteile hat. In Timisoara wurde die Entscheidungsfindung zur Reform der Wasserwerke durch die Bedingungen beeinflusst, die mit einem Darlehen der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) verknüpft waren.

	8
	International Context, Italy, Rome, Bologna, Milan, Finland, Kaunas, Estonia, Tallinn, Hungary, Cardiff, UK, Spain, Madrid, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Palma de Mallorca, Romania, Timisoara, Bucharest
	EU-Recht und EU-Vorschriften berücksichtigen
	Alle EU-Vorschriften, Gesetze und Gerichtsentscheidungen, die für die Entscheidung relevant sein könnten, sind zu prüfen.
Viele EU-Vorschriften und Gesetze sind für die Entscheidung zu Wasserwerken relevant. Dazu gehören unter anderem spezifische gesetzliche Vorschriften zum Wasser, beispielsweise die Rahmenrichtlinie zum Wasser, in der öffentliche Konsultationen bei allen Problemen vorgesehen sind, die mit den Wasserressourcen zusammenhängen. Andere wichtige Gesetze sind unter anderem die Vorschriften zum Binnenmarkt, zu Staatssubventionen und die Bedingungen für den Ausschluss öffentlicher Dienste, die Beschaffungsrichtlinien, Richtlinien, die die Berücksichtigung von öffentlich-privaten Partnerschaften bei EU-Regionalfonds einschränken, sowie das Konzept der universellen Dienste im Zusammenhang mit Leistungen von allgemeinem Interesse und das Konzept der Grundrechte der Bürger. Vorschläge zu einer ganzheitlichen Produktpolitik sind bei der Frage zur Integration von Wasser- und Abwasserleistungen ebenfalls relevant.
In Italien wurden die Branchenvorschriften mehrfach geändert, um die Forderungen des EU-Wettbewerbsrechts zu erfüllen, was durchgreifende Konsequenzen für die Entscheidungsfindung in Rom, Bologna und Mailand hatte. In Cardiff führte ein Gerichtsbeschluss zur Annullierung eines Outsourcingvertrags, da dieser die EU-Vorschriften zur Beschaffung verletzte. EU-Vorschriften zu technischen Normen und Richtlinien sind ein Hauptmotiv für Investitionen in die Infrastruktur, wie die Beispiele Cordoba, Timisoara und Bukarest zeigen.    

	9
	Leeds, Lodz, Gdansk, Berlin, Vilnius, Cordoba, Bucharest, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Palma de Mallorca, Italy, Arezzo, Milan, Rome, Bologna, Grenoble, Stockholm, Edinburgh, Tallinn, Tampere, City in Time , International context 
	Handlungsträger sowie deren Interessen und Ziele identifizieren
	Es müssen die beteiligten und/oder von der Entscheidung betroffenen Handlungsträger sowie ihre Interessen und ihr mögliches zukünftiges Verhalten für jede Option identifiziert werden.  

Die Identifizierung der einbezogenen Handlungsträger und deren Interessen sowie die Identifizierung der Entscheidungsträger könnte zur Klärung der entsprechenden Ziele beitragen und verdeutlichen, inwieweit diese mit den Zielen zur nachhaltigen Wasserversorgung oder dem öffentlichen Interesse übereinstimmen. Beispielsweise kann bei einem vom Versorger selbst erstellten Businessplan die Identifizierung der Interessen des Vorschlaggebers dazu beitragen, den Nutzen des Vorschlags selbst zu beurteilen. Die von der Entscheidung potenziell betroffenen Handlungsträger können die zukünftige Nachhaltigkeit der angestrebten Entscheidung beeinträchtigen, indem sie ihre Interessen auf verschiedene Weise schützen. Beispielsweise können Verbrauchergruppen, die mit einer Option nicht einverstanden sind, die Gültigkeit der angenommenen Entscheidungen auf dem Rechtsweg anfechten; ein Auftragnehmer kann versuchen, höhere Gebühren durchzusetzen als erwartet, um seine finanziellen Interessen zu schützen. Wird der Betrieb einem privaten Unternehmen übertragen, kann der Betrieb genutzt werden, um die Interessen des Unternehmens zu fördern; diese Interessen müssen nicht mit denen der Gemeinde und dem Ziel der Nachhaltigkeit der Wasserversorgung allgemein übereinstimmen. Bei Wasserwerken der öffentlichen Hand besteht auch das Risiko, dass die Gemeinden die Erträge aus der Wasserwirtschaft nutzen, um andere öffentliche Leistungen zu subventionieren.
In Cordoba führten die Anregungen der identifizierten Verantwortungsträger zu einer sowohl im Sinne der Umwelt als auch im Interesse der Gesellschaft befriedigenden Lösung für die Verschmutzungen, die eine Hefefabrik verursachte. In Grenoble führten Gerichtsbeschlüsse, die von Bürgervereinen und politischen Parteien durchgesetzt wurden, zur Annullierung von Entscheidungen des Stadtrats zur Reform der Wasserwerke. In Tallinn forderte ein Unternehmen nach Erhalt des Vertragszuschlags Gebühren für die Entwässerung, schüttete höhere Dividenden aus und verlangte höhere Gebühren als vorgesehen.
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	Milan, Arezzo, Grenoble, Kaunas, Tallinn,

Tampere,

Hameenlinna, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Madrid, Edinburgh, Munich, Leeds, Rome, Bologna, Debrecen,   City in Time
	Alle relevanten Faktoren identifizieren
	Unabhängig von ihrem lokalen, nationalen oder internationalen Ursprung sollte eine umfassende Bewertung der Faktoren durchgeführt werden, die das Ergebnis einer Entscheidung beeinflussen.
Bei der Bewertung sollten die verschiedenen Faktorkategorien berücksichtigt werden, beispielsweise auf einer mehrdimensionalen Ebene nach dem Prinzip „PESTE“ (politische/institutionelle, wirtschaftliche, soziale, technische und Umweltaspekte). Die bewerteten Faktoren sollten Einschränkungen der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft sowie Risiken und Chancen klarstellen. Bei der Bewertung entsprechenden Faktoren sollte sorgfältig darauf geachtet werden, dass zukünftige Ereignisse nicht als gegeben hingenommen oder Entwicklungen vorab beurteilt werden, auf die die Entscheidungsträger kaum Einfluss haben.
In Palma de Mallorca war die Identifizierung der verschiedenen Verbrauchskategorien wichtig, um die Fertigungsindustrie in die Kofinanzierung der Investitionen in die Infrastruktur einzubeziehen. In Mailand verursachte die erwartete Einführung nationaler Vorschriften erhebliche Verzögerungen bei der Umsetzung der Reform, da die Einführung aufgeschoben wurde und der Inhalt von den ursprünglichen Plänen abwich. In Arezzo prüfte eine technische Kommission Angebote unter Berücksichtigung zukünftiger Handlungen von Dritten, auf die sie keinen Einfluss hatte. Das könnte dazu beigetragen haben, dass die endgültige Entscheidung nicht vollständig nachvollziehbar ist. 
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	Grenoble, Milan, Vilnius, Cordoba, Bucharest, Timisoara, Rome
	Schritte zur Vermeidung von Korruption ergreifen
	Die Behörden sollten jede nur denkbare Maßnahme ergreifen, um die Gefahr von Korruption bei Entscheidungen auszuschließen, die mit der Beschaffung zusammenhängen.
Korruption führt dazu, dass nicht die besten Entscheidungen getroffen werden und der Prozess der Entscheidungsfindung verzerrt, nicht nachvollziehbar und undemokratisch wird. In zwei Fallstudien gab es Verurteilungen wegen Korruption. Bei Korruption können beispielsweise Bestechungsgelder an politische Parteien, einzelne Politiker oder Vertreter von Behörden gezahlt werden. Wichtige Maßnahmen zur Vermeidung der Korruption sind maximale Transparenz und Einbeziehung der Öffentlichkeit. Bei den Beschaffungsmaßnahmen sollten Bewerber ausgeschlossen werden können, die wegen Korruption verurteilt wurden.
In Grenoble wurden der Bürgermeister und zwei Vertreter der Firmenleitung wegen Korruption im Zusammenhang mit der Vergabe eines Privatisierungsvertrags der Wasserwirtschaft verurteilt. In Mailand wurden ein prominenter Politiker und ein Vertreter der Firmenleitung zu Haftstrafen wegen Korruption im Zusammenhang mit einem Vertrag zur Privatisierung der Kläranlagen verurteilt. In Cordoba ist die Einbeziehung des städtischen Buchprüfers an den Sitzungen des Vorstands des Betreibers, wenn auch ohne Stimmrecht, ein Weg, um Korruption gemeinsam mit der Einbeziehung der Öffentlichkeit zu vermeiden.
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	Berlin, Munich, Grenoble, Tallinn,

Tampere,

Hameenlinna, Madrid, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Timisoara, Rome, Milan, Arezzo, Warsaw, Rotterdam, the Netherlands
	Berater und Experten sorgfältig auswählen
	Erfahrung im Wasserbereich, Unabhängigkeit und Integrität sollten die Hauptkriterien bei der Auswahl der Berater und sonstigen Fachleute sein. 

Wenn die Berater nicht mit den Problemen im Zusammenhang mit der Wasserversorgung und Abwasserbehandlung vertraut sind, könnten sie Entscheidungen empfehlen, bei denen die Nachhaltigkeit nicht berücksichtigt wird. Wenn Beratungsleistungen von Fachleuten in Anspruch genommen werden, die nicht aus der Wasserbranche kommen, sollte von unabhängiger Seite geprüft werden, ob deren Qualifikation ausreicht. Kompetenz in den entsprechenden Fachgebieten der Wasserversorgung sollte ein festes Kriterium bei der Auswahl der Berater sein, ebenso die Unabhängigkeit von den beteiligten Seiten und Integrität. Um nur integre Persönlichkeiten heranzuziehen, sollten bei der Auswahl Berater ausgeschlossen werden, die in der Vergangenheit nicht die höchsten moralischen und beruflichen Normen erfüllt haben. Außerdem sollte im Haus entsprechendes Know-how entwickelt und, wenn strategisch oder wirtschaftlich sinnvoll, genutzt werden, sofern die Transparenz darunter nicht leidet.

In Berlin hatte keiner der herangezogenen Berater spezifische Erfahrung mit der Wasserwirtschaft, was deutliche Konsequenzen für die Nachhaltigkeit der Entscheidungen hatte. In Grenoble könnten Interessenskonflikte die externe Beratung zu den Vorschriften zum Betrieb von Kläranlagen nachteilig beeinflusst haben. In Madrid zeigt sich, wie vorteilhaft es ist, die Mitarbeiter und die Kapazitäten des Betreibers zu qualifizieren, um die intensive und unnötige Inanspruchnahme externer Berater zu vermeiden: Die zentralen Strukturen der Verwaltung können kompetente, relativ unabhängige und kostengünstigere Beratung übernehmen. 
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	Grenoble, Edinburgh, Arezzo, Bologna,

Milan, Tallinn,

Tampere,

Hameenlinna, Madrid, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Cordoba, Bucharest, Hungary, Berlin
	Problem identifizieren 
	Es müssen die Probleme identifiziert werden, die gelöst werden müssen. 

Es gibt oft unterschiedliche Ansichten dazu, so dass diese Diskussion öffentlich geführt werden sollte. Manche Probleme hängen nicht mit der Wasserwirtschaft zusammen, sondern beispielsweise mit den Finanzproblemen einer Gemeinde. Eine Gefahr besteht darin, dass Probleme und Symptome miteinander vermengt werden, z. B. wenn sich finanzielle Defizite infolge einer Politik zeigen, die auf die Minimierung der Besteuerung oder der Gebühren gerichtet ist. Eine Identifizierung der Probleme muss im Kontext erfolgen. Anderenfalls können neue Probleme entstehen, beispielsweise kann bei einem Ausbau der Kanalisation, die sich auf die Trennung kombinierter Anlagen und den Bau neuer Abwasserleitungen konzentriert, ein potenzielles Schadensrisiko durch nicht abgeführtes Oberflächenwasser bei Unwettern entstehen.
In Hameenlinna war die Zusammenarbeit zwischen den lokalen Behörden bei der Identifizierung gemeinsamer Probleme beim Zugang zu Wasserressourcen die Grundlage für die Gründung eines einmaligen regionalen Wasserwerkes. Die Beteiligung der Anteilseigner in Cordoba erleichterte die Identifizierung des Problems und eine zufrieden stellende Lösung der Umweltprobleme der Hefefabrik. In Bologna war die Entscheidung, die Wasserwerke teilzuprivatisieren, vor allem durch die Finanzlage der Gemeinde diktiert, nicht durch Überlegungen zur höheren Effektivität des Betriebs.  
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	Berlin, Tallinn, UK, Hungary, France, Madrid, Cordoba, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Arezzo, Milan, Edinburgh, Debrecen, Lodz, City in Time, International context
	Gemeinsame und unterschiedliche Probleme bei öffentlichen Wasserwerken und Privatunternehmen unterscheiden
	Die erkannten Probleme beim Betrieb müssen nicht spezifisch mit den Eigentumsverhältnissen des Betreibers (öffentliches Unternehmen oder Privatunternehmen) zusammenhängen.
Bestimmte auftretende Probleme hängen nicht von der Art des Betriebs ab, beispielsweise der Wunsch der Verbraucher, nichts zu bezahlen, die von den Politikern verfolgte Absicht, Preissteigerungen zu vermeiden, Ineffektivität und finanzielle Belastung der Gemeindebudgets. Es sollte nicht davon ausgegangen werden, dass solche Probleme durch Änderung der Eigentumsverhältnisse der Wasserwerke verursacht oder beseitigt werden. Die unterschiedlichen Strukturen privater und öffentlicher Betreiber, beispielsweise bei den Kosten und der Kontrolle, können die Effektivität in verschiedenen Szenarien beeinträchtigen und sollten vor einer endgültigen Entscheidung genau geprüft werden.

In Berlin beispielsweise haben die Finanzprobleme der Stadt mit den Wasserwerken nichts zu tun und wurden auch durch Änderung der Eigentumsverhältnisse nicht gelöst. In Madrid wurden die Arbeitseffektivität und die Kundenorientierung der öffentlichen Wasserwerke durch interne Reorganisation ohne Änderung der Eigentumsverhältnisse verbessert. In Edinburgh ergab die Volksbefragung 1992 eine starke Unterstützung für das Ziel, die erforderlichen Investitionen unter Beibehaltung der öffentlichen Kontrolle der Wasserwerke zu sichern.
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	Tampere, 

Hameenlinna,

Tallinn, Madrid, Cordoba, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Bucharest, Edinburgh, Arezzo, Bologna, Milan, Grenoble, Leeds, Lodz, Rotterdam, City in Time,
	Welche öffentlichen Interessen werden berücksichtigt?
	Die verschiedenen öffentlichen Interessen, die mit dem Problem zusammenhängen, müssen identifiziert werden.
Dazu können Ziele im Bereich der Wasserwirtschaft gehören, beispielsweise wie die Kläranlage finanziert, Wasserquellen verbessert und die Kosten für Wasser reduziert werden sollen. Es können auch andere Ziele der öffentlichen Hand eine Rolle spielen - Gesundheitswesen, regionale Kohäsion, Wirtschaftsentwicklung und Senkung der öffentlichen Verschuldung oder Defizite. Weiterhin können auch internationale Ziele der öffentlichen Hand eine Rolle spielen – z. B. Einhaltung der Umweltnormen der EU oder der Entwicklungsziele der UN zum Millennium.  Diese können wiederum durch politische Aktivitäten beeinflusst werden. Mit der Watertime-Entscheidungshilfe können die verschiedenen Optionen für jedes Ziel bewertet werden.
In Tampere fiel die Entscheidung, einen Vorschlag zu einer öffentlich-privaten Partnerschaft abzulehnen, nach Information über die wirtschaftlichen Risiken, die die Stadt bei dem Vertrag in Kauf nehmen müsste. In Leeds wurde der Vorschlag zur Übernahme der privaten Wasserwerke angesichts der Risiken abgelehnt, die eine Übertragung für die Verbraucher gehabt hätte.  
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	Grenoble, Arezzo, Bologna, Rome, Vilnius, Hameenlinna, Madrid, Lodz, Rotterdam, Milan, Timisoara, Bucharest, Cardiff, International context
	Ziele der Reform identifizieren
	Die Ziele der Reform sollten so identifiziert werden, dass die Öffentlichkeit  die Kriterien für die Bewertungsoptionen versteht.  

Zur Identifizierung gehört die eindeutige Definition der Gründe für die Reform sowie die Angabe, ob diese durch externe Faktoren (beispielsweise die EU- oder nationale Gesetzgebung) beeinflusst wird oder durch lokale Bedingungen und/oder Handlungsträger (lokale Bedürfnisse) erforderlich ist. Ein Ziel kann beispielsweise sein, Probleme zu lösen, die direkt mit den Wasserwerken zusammenhängen (beispielsweise höhere Effektivität des Betriebs und bessere nachhaltige Wassernutzung), aber auch Probleme, die nichts mit der Wasserwirtschaft zu tun haben (beispielsweise maximale Erträge für die Behörden, Neuorganisation durch Delegation öffentlicher Pflichten vom Staat an die Gemeinden). Andere Ziele der Öffentlichkeit können auch relevant sein (beispielsweise Wirtschaftsentwicklung und regionale Kohäsion). Die Entscheidungsträger müssen diese Ziele jeweils separat bewerten. Die verschiedenen Ziele können miteinander im Konflikt stehen, beispielsweise das wirtschaftliche Interesse an höheren Erträgen mit den sozialen Aspekten oder eine sozial orientierte Preispolitik mit der technischen Nachhaltigkeit. Die Ziele der öffentlichen Verwaltung werden durch die Gesetzgebung definiert und begrenzt. Wenn die Reformziele bekannt sind, lassen sich die relative Bedeutung der verschiedenen Ziele und deren Prioritäten bestimmen.  

In Madrid ergab sich durch die Einführung von Vertragsbeziehungen mit den Verbrauchern die Möglichkeit, die Leistung wie angestrebt zu erhöhen, ohne dass größere organisatorische Reformen erforderlich waren. In Arezzo führte das Fehlen eindeutig definierter Ziele der öffentlichen Hand dazu, dass private Interessen Vorrang vor den Interessen der Öffentlichkeit erhielten.  
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	Grenoble, Vilnius, Bologna, Rome, Edinburgh, Stockholm, Tallinn, Debrecen, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Bucharest, Rotterdam, City in Time, Lodz, Arezzo, Milan, City in Time 
	Mögliche Optionen für die Entscheidung identifizieren
	Mögliche Optionen, die glaubwürdige Lösungen für die identifizierten Probleme darstellen, sollten im Rahmen eines transparenten Prozesses unter Einbeziehung aller geprüft werden. 

Einbeziehung ist ein wichtiger Teil dieses Prozesses, da die verschiedenen Handlungsträger Kenntnisse über Möglichkeiten haben können, die der öffentlichen Verwaltung unbekannt sind. In diesem Prozess können möglicherweise die potenzielle Rolle externer Faktoren wie der EU-Gesetzgebung und der EU-Vorschriften oder potenzielle Finanzierungsquellen neu bewertet werden. Die Optionen sollten identifiziert und unter wirtschaftlichen, politischen, sozialen, technischen und Umweltschutzgesichtspunkten auf ihre potenziellen Konsequenzen für die Nachhaltigkeit geprüft werden.  Anderenfalls können unerwünschte Ergebnisse die Folge sein (z. B. kann sich eine sozial oder wirtschaftlich gute Option als technisch nicht nachhaltig erweisen).
In Debrecen wurde ein alternativer Businessplan der Geschäftsleitung der öffentlichen Wasserwerke von den Gewerkschaften unterstützt und erwies sich als günstiger als die Angebote eines multinationalen Unternehmens. In Cordoba ermöglichte die Einbeziehung der Interessenvertreter sowie eine gründliche Prüfung aller Optionen eine Lösung für die Probleme der Hefefabrik. In Arezzo waren die Optionen, die bei der Reform der Wasserwerke geprüft wurden, durch die Interessen der Verfasser von zwei alternativen Vorschlägen, die diskutiert wurden, sowie durch die fehlende Einbeziehung der Öffentlichkeit eingeschränkt.  
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	Rotterdam, Hameenlinna, Berlin, 

Stockholm, Debrecen, Vilnius, Lodz, Munich, Grenoble, Milan, Bologna, Arezzo, Rome, Edinburgh, Madrid, City in Time 
	Alternative Lösungen für Finanzprobleme erwägen
	Für erkannte Finanzprobleme der Gemeinden oder der Wasserwerke sollten mehrere mögliche Lösungen diskutiert werden, ohne sich auf den Verkauf der Wasserwerke oder die Vergabe einer Konzession zu beschränken, die nur einmalig Geld in die Kassen bringen.

Defizite (oder hohe Überschüsse) bei öffentlichen Wasserwerken können durch eine angepasste Abschreibungs- und Buchhaltungspolitik, durch eine entsprechende Gebührenpolitik oder durch Unternehmenszusammenschlüsse ausgeglichen werden.  Defizite der Gemeinden können durch Programme zur stufenweisen Reduzierung der Defizite durch höhere Besteuerung beseitigt werden. Der Betrieb von Wasserwerken kann eine Ertragsquelle für Gemeinden sein, da Dividenden ausgeschüttet oder Mietgebühren für die Nutzung der Anlagen gezahlt werden. Finanzielle Probleme im Zusammenhang mit der Wasserwirtschaft für die Sicherung der technischen Nachhaltigkeit können aus der Vergangenheit stammen und durch unzureichende Amortisierung oder falsche Abschreibungspolitik verursacht worden sein. Die Überarbeitung einer solchen Abschreibungs- und Amortisierungspolitik kann dazu beitragen, das Finanzproblem wenigstens teilweise zu lösen. In der Vergangenheit erlaubte die Verfügbarkeit neuer Finanzinstrumente (beispielsweise Städteanleihen) den lokalen Behörden, ihre Rolle bei der Bereitstellung von Wasserdienstleistungen zu erweitern.

In Edinburgh wurde es durch die Gründung einer Unternehmensgruppe möglich, wichtige Investitionen ohne die Inanspruchnahme öffentlicher Finanzmittel zu finanzieren. Ähnliche Fälle gab es in Stockholm und Mailand.
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	UK, Bucharest, Palma de Mallorca, Tallinn, Berlin, Madrid, Arezzo, Italy, International context
	Gebührenpolitik überprüfen
	Die Gebührenpolitik sollte als Teil der Prüfung der Finanzoptionen umfassend überprüft werden.
Die Wasser-Rahmen-Richtlinie fordert eine Orientierung in Richtung vollständiger Kostendeckung, auch wenn sie diese nicht ausdrücklich verlangt, fordert aber die Beseitigung von Quersubventionen zwischen Verbrauchern aus Handel, Landwirtschaft und Privatkunden. Die Grundlage für die Gebühren können sowohl feste Pauschalgebühren als auch Gebühren pro Kubikmeter Verbrauch (volumenabhängige Gebühren) sein. Höhere Pauschalgebühren haben den Vorteil, dass sie für die Verbraucher stabil bleiben und weniger in Abhängigkeit von der Nachfrage schwanken; volumenabhängige Gebühren bedeuten, dass Großverbraucher von Wasser mehr zahlen müssen. In beiden Fällen kann dies dazu führen, dass ärmere Kunden einen höheren Anteil ihres Einkommens für Wasser ausgeben müssen. An vielen Orten gibt es „Stufentarife“. In Großbritannien zahlen die meisten Verbraucher ihre Beiträge noch immer auf der Grundlage einer Grundstückssteuer.

In Bukarest und Palma de Mallorca traten Probleme bei der Umsetzung der Wasserrichtlinie auf, weil die erforderlichen Investitionen hoch waren und die vollständige Kostendeckung eine erhebliche Belastung dargestellt hätte. In Arezzo wurde nach öffentlichen Protesten der Tarifschlüssel neu ausgehandelt, die Gesamtkosten für die Abrechnung änderten sich dadurch jedoch nicht.
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	Tampere,

Hameenlinna, Madrid, Bucharest, Arezzo, Rome, Bologna, Edinburgh, City in Time


	Risiken aller Optionen bewerten
	Die zukünftigen Risiken sollten für alle Optionen bewertet werden.

Bei der Bewertung von zukünftigen Risiken und Chancen sollten die Unsicherheiten berücksichtigt werden, die in Zukunft durch das Verhalten der Handlungsträger oder Änderung von Einflussfaktoren auftreten können. Die Transaktionskosten bei institutionellen und organisatorischen Änderungen, die durch eine Entscheidung oder deren spätere Modifikationen erforderlich werden, sollten ganz besonders berücksichtigt werden. Die Risikobewertung (beispielsweise Leistungsrisiko, das politische Risiko im Zusammenhang mit der Beziehung zwischen dem Betreiber und den lokalen Behörden, Risiken für die Umwelt und die öffentliche Gesundheit) sollte alle Kosten (Transaktions- und sonstige Kosten) berücksichtigen, die aufgetreten sein könnten, wenn die Entscheidung geändert werden muss (wenn beispielsweise Verträge gekündigt werden usw.).  Mit der Risikobewertung kann außerdem sichergestellt werden, dass die angenommene Option flexibel genug ist, um sie an mehrere in der Zukunft mögliche Szenarien anzupassen.

In Tampere wurde die Entscheidung der Vergangenheit, einen Vorschlag nicht zu akzeptieren, vor allem deswegen getroffen, weil die Stadt der Meinung war, dass ein unproportional hohes Risiko für die öffentlichen Finanzen entstehen würde. Bei der Fallstudie in Edinburgh erwies sich die Entscheidung, die Wasserwirtschaft auf regionaler Ebene zu organisieren, als nicht nachhaltig umsetzbar, weil der Einfluss der Reform auf die Nutzungsgebühren für die Verbraucher in Nordschottland nicht berücksichtigt worden war. In Arezzo war die Entscheidung für die Organisationsstruktur des Betreibers von den Erwartungen geleitet, dass sich eine höhere finanzielle Transparenz ergäbe, es wurden jedoch die Risiken durch die schwächere Kontrolle der Tochtergesellschaft durch den Dienstherren übersehen.
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	Stockholm, Debrecen, Lodz, Arezzo, Grenoble, Edinburgh, Rotterdam, The Netherlands, City in Time, Berlin, Tallinn, Kaunas, Tampere,

Hameenlinna, Cordoba
	Vergleichende Prüfung der erarbeiteten Optionen durchführen
	Optionen sollten so genau erarbeitet werden, dass eine vergleichende Bewertung ihrer Vorteile möglich ist.  

Einer der Vergleichsfaktoren der Optionen sollte der Status quo sein, so dass andere Reformen nur angepasst werden, wenn sich ein Nettovorteil im Vergleich zu den vorhandenen Vereinbarungen ergibt. Die Kostendarstellung beim Betrieb öffentlicher Einrichtungen sollte in Form eines Businessplans erfolgen, der vom Management der in öffentlicher Hand befindlichen Einrichtungen erarbeitet wird, nicht nur durch eine Projektion der Erfahrungen der Vergangenheit; dabei sollten die verschiedenen möglichen organisatorischen Strukturen bei öffentlichem Eigentum und Leitung durch die öffentliche Hand berücksichtigt werden.
In Stockholm bestätigte eine Studie zum Betrieb des lokalen Wasserwerks die Entscheidung, die Privatisierung des Wasserwerkes als weniger effektive Lösung als den Status quo abzulehnen. In Debreczin und Lodz wurden Angebote multinationaler Unternehmen abgelehnt, nachdem sie mit Businessplänen verglichen wurden, die das lokale Management der öffentlichen Hand erarbeitet hatte. 
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	Arezzo, Tallinn, Bucharest, Edinburgh, Rotterdam, Lodz


	Kriterien für die Bewertung identifizieren
	Die Kriterien für die Bewertung der in Betracht gezogenen Optionen und möglichen Lösungen sind im Voraus zu identifizieren. Sie sollten sich an den Zielen orientieren, die mit der Entscheidung erreicht werden sollen. 

Nach EU-Recht müssen bei Ausschreibungsprozeduren zuvor die Auswahlkriterien identifiziert werden; das gleiche Prinzip lässt sich auch für die Auswahl verschiedener Optionen anwenden, auch wenn einige oder alle davon keine spätere Ausschreibung erfordern. Nach der Definition der Auswahlkriterien sollten diese während des gesamten Prozesses der Entscheidungsfindung einheitlich angewendet und nur dann geändert werden, wenn sich belegen lässt, dass die angenommenen Kriterien unzureichend sind. Die endgültige Bewertung der geprüften Alternativen sollte zusammen mit einer vollständigen, zugänglichen und überprüfbaren Rechtfertigung der Prioritäten veröffentlicht werden. Sofern die endgültige Entscheidung von der Bewertung der geprüften Optionen abweicht, sollten die Entscheidungsträger eine gründliche, zugängliche und überprüfbare Rechtfertigung ihrer Entscheidung veröffentlichen. 

Im Fall Arezzo könnte die Einführung überflüssiger Änderungen im Laufe des Bewertungsprozesses dazu beigetragen haben, dass der Prozess der Entscheidungsfindung nicht genau nachvollziehbar war. In Bukarest sind die Kriterien für die Bewertung der Leistung der Betreiber in Bezug auf den Kundendienst klar definiert, nicht jedoch bei den anderen Aspekten, die mit den Leistungen zusammenhängen. Für Entscheidungen, die in der Vergangenheit in Rotterdam und kürzlich in Lodz getroffen wurden, war ein Kriterium die Flexibilität.
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	Arezzo, Rome, Italy, City in Time, Tallinn,

Tampere,

Hameenlinna, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Germany, France 
	Endgültige Entscheidung annehmen
	Es sollte von Anfang an klar sein, wie und durch wen die endgültige Entscheidung gefällt wird, beispielsweise durch den Bürgermeiser, durch ein Referendum oder durch eine Entscheidung des Stadtrats. 

Wenn von Anfang an Gewissheit besteht, welche Institution zu welchem Termin die Entscheidung fällt, lässt sich die öffentliche Debatte besser konzentrieren. Es ist auch zu berücksichtigen, dass Bürgerinitiativen Referenden oder Entscheidungen erzwingen können. Wenn tatsächlich Unklarheiten bestehen, beispielsweise weil Gerichtsentscheidungen noch offen sind oder sich Zuständigkeiten überlappen, sollten die Behörden klarstellen, dass die endgültige Entscheidung nach Abschluss dieser Aktionen folgt. Die Entscheidung sollte so strukturiert sein, dass sie sich eindeutig an den identifizierten Problemen und Zielen, den gewählten Bewertungskriterien und der Einschätzung der Hindernisse und Risiken der verschiedenen Faktoren und Handlungsträger orientiert. Die Entscheidung sollte außerdem so transparent wie möglich und die Einbeziehung der Öffentlichkeit möglichst umfassend sein. Die verantwortlichen Handlungsträger für die Entscheidung müssen identifiziert und die Verfahren für Änderungen der Entscheidung in Zukunft, die damit verbundenen Kosten und sonstige Konsequenzen benannt sein.
In Rom wurde zur Teilprivatisierung der Wasserwerke ein beratendes Referendum durchgeführt, die Stadtregierung hatte jedoch erwartet, dass dieses Referendum nicht negativ ausfallen würde. In Frankreich haben Bürgermeister das Recht, einen Vertrag auch dann an einen Anbieter zu vergeben, wenn dies von der technischen Kommission nicht empfohlen wurde, allerdings müssen sie dann schriftlich die Gründe für ihre Entscheidung erläutern.   

	24
	Bologna, Edinburgh, Rome, Grenoble, Debrecen, Leeds, Cardiff, Berlin, Cordoba, Kaunas, Tampere,

Tallinn, Cordoba, Palma de Mallorca, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, 
	Entscheidungs​findung durch Einbeziehung der Öffentlichkeit verbessern 
	Einbeziehung der Öffentlichkeit sollte ein zentraler Teil des Entscheidungsfindungsprozesses sein, weil dadurch mehr Informationen zur Verfügung stehen, sich die Legitimierung der angenommenen Entscheidungen erhöht und sich die Reaktionszeit verkürzt.
Eine umfassende Debatte des Problems, der Optionen und der Bewertung dieser Optionen ist für den Prozess der Entscheidungsfindung vorteilhaft, weil sich dadurch die Zahl der berücksichtigten Lösungen erweitert, mehr Kriterien bei der Bewertung eine Rolle spielen, lokales Wissen genutzt werden kann und die endgültige Entscheidung besser legitimiert wird. Öffentliche Konsultationen, die zur Bewertung identifizierter Alternativen beitragen sollen, sollten so organisiert sein, dass eine möglichst umfassende Palette von Alternativen mit ihren Vor- und Nachteilen zugänglich gemacht, fair bewertet und ausführlich präsentiert wird.
In einer Reihe von Fällen profitierten die Entscheidungen von einer umfassenden Einbeziehung der Öffentlichkeit (in Edinburgh, Rom und Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria) oder wurden legitimiert und bestätigt (Grenoble, Cordoba, Debreczin, Cardiff, Leeds, Tampere, Kauen, Palma de Mallorca). In anderen Fällen traten Probleme auf, weil die Öffentlichkeit nicht hinreichend einbezogen wurde (Berlin, Tallinn).

	25
	Stockholm, Lodz, Cardiff, Madrid, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Tampere,

Hameenlinna, Grenoble, Edinburgh, Berlin, Debrecen
	Rolle der repräsentativen Demokratie und der Wahlen beachten
	Die Strukturen der repräsentativen Demokratie können im Prozess der Einbeziehung der Öffentlichkeit eine wichtige Rolle spielen. 

Repräsentative Demokratie gilt als zuverlässig und Ausdruck des Wählerwillens, Entscheidungen der Stadträte sind jedoch noch höher legitimiert. Transparenz bleibt ein wichtiger Faktor zur Aufrechterhaltung dieser Legitimierung. Wahlen können eine wichtige Rolle bei der Einbeziehung der Öffentlichkeit spielen sowie Entscheidungen besser legitimieren: In manchen Fällen wurden Fragen der Wasserwirtschaft ein wichtiges Wahlthema, und die Ergebnisse der Wahlen hatten erheblichen Einfluss auf spätere politische Entscheidungen. 

Positive Veränderungen im Wassersektor wurden in Madrid, Cordoba und der Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria infolge der Gemeindewahlen nach der Demokratisierung der spanischen Politik erreicht. In Lodz markierten die Gemeindewahlen 1994 einen Wendepunkt im Prozess der Entscheidungsfindung, ob ein Privatisierungsvertrag mit einem multinationalen Unternehmen geschlossen werden sollte. Eine Kontroverse über einen Vertrag zur Privatisierung der Wasserwirtschaft beeinflusste das Ergebnis der Gemeindewahlen in Grenoble 1995 deutlich und führte zu einer Neuverhandlung der Vereinbarungen.

	26
	Stockholm, Grenoble, France, Szeged, 

Cardiff, Leeds, Berlin, Vilnius, Milan, Arezzo, Rome
	Rolle der Gerichte beachten 
	Gerichte können eine wichtige Rolle bei der Bestimmung von institutionellen und organisatorischen Veränderungen in der Wasserwirtschaft spielen.
Bei Gericht können von klageberechtigten Handlungsträgern Klagen eingebracht werden. Beispielsweise haben Verbraucher in verschiedenen Ländern Gerichtsbeschlüsse erzwungen, dass „Anschlussgebühren“ ungesetzlich sind oder dass für nicht mit Wasser verbundene Dienstleistungen keine Kosten in Rechnung gestellt werden dürfen. Ein Stadtrat erwirkte einen Gerichtsbeschluss, der es für ungesetzlich erklärt, Nichtzahler vom Netz zu trennen, da dies nachteilig für das öffentliche Gesundheitswesen sei. Eine Behörde erwirkte ein Urteil, dass eine Gesellschaft nicht rechtmäßig gegründet sei. Die Möglichkeit solcher Aktionen sollte bei der Analyse verschiedener Optionen als Faktor berücksichtigt werden, der Änderungen in zukünftigen Szenarien beeinflussen kann. Der Wert dieser Klagen als Mittel zur Überwachung sollte anerkannt werden.
In Berlin erklärte das Verfassungsgericht bestimmte Rechtskonstruktionen bei der Privatisierung für ungesetzlich, so dass sich beispielsweise die Berechnungsbasis für die Amortisierung verschlechterte. In Mailand hat ein multinationales Unternehmen erreicht, dass der Zuschlag für einen Auftrag an einen Wettbewerber annulliert wurde, obwohl dieser bereits vor einem Jahr mit den Arbeiten begonnen hatte. In Grenoble annullierte ein Gericht rückwirkend Tarife, die illegale „Anschlussgebühren“ enthielten.    

	27
	Tallinn, Arezzo, Gdansk, Berlin, Grenoble, Vilnius, Madrid, Cordoba, Bucharest, Rome, 
	Informationsrechte stärken
	Die Bürger sollten ein unbedingtes Recht auf Information haben, weil insbesondere Wasserwerke und Bürgermeister einen Informationsvorsprung haben, der ihnen Vorteile verschafft. 

Selbst wenn eine signifikante Einbeziehung der Öffentliichkeit existiert, kann die Bewertung fehlerhaft sein, wenn nicht umfassende Informationen zur Verfügung stehen. In einer Reihe von Ländern existieren verschiedene Formen des Rechts auf Informationen. Die Bürgerrechte in den skandinavischen Ländern in Bezug auf Informationen sind relativ stark; in Großbritannien gibt es ein neues Informationsgesetz, nach dem die Bürger berechtigt sind, die Offenlegung öffentlicher Unterlagen zu fordern; in der Slowakei gibt es das Gesetz zur Freiheit der Informationen. Es besteht jedoch immer das Risiko, dass kommerzielle Geheimhaltungsgründe den Zugriff auf Informationen einschränken – ein Risiko, das umfassend berücksichtigt werden sollte. Den Bürgerinitiativen sollten entsprechende Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, damit sie Zugang zu mehr Informationen erhalten und effektivere Beiträge leisten können. Diese Rechte können angefochten werden, wenn ein Betreiber als privates Unternehmen gegründet ist und versucht, eine Befreiung von der Pflicht zur Offenlegung von Informationen durchzusetzen. 

In Tallinn wurde eine Entscheidung, die nach Einführung der Transparenz gefällt wurde, schnell problematisch, weil während des Prozesses der Entscheidungsfindung nur unvollständige Informationen zur Verfügung standen. In Grenoble wurde der Prozess der Entscheidungsfindung durch den Stadtrat dadurch beeinträchtigt, dass der Bürgermeister wichtige Informationen zurückgehalten hatte. Die Fallstudie in Wilna unterstreicht, dass freier Zugang zu Informationen per Gesetz nicht ausreicht und dass die Behörden und Betreiber aktiv dazu beitragen sollten, zugängliche Informationen in der Öffentlichkeit bekannt zu machen. In Cordoba führte diese proaktive Einstellung zu einer Reihe von Initiativen, die den Zugang zu Informationen unterstützen sollten. 

	28
	Debrecen,

Budapest, Edinburgh, Cardiff, Hameenlinna, 

Stockholm, Tampere, Berlin, Munich, Germany, Vilnius, Cordoba, Grenoble,
	Information und Einbeziehung der Öffentlichkeit
	Der Zugang zu Informationen sollte die Einbeziehung der Öffentlichkeit und eine verantwortungsbewusste Entscheidungsfindung während des gesamten Prozesses fördern.
Politische Aktivitäten in öffentlichen Angelegenheiten können eine effektive Möglichkeit sein, die Offenlegung von Informationen zu erreichen, selbst wenn formale Rechte darauf nicht existieren. Die Offenlegung von Informationen in der öffentlichen Debatte kann Preiserhöhungen für Projekte legitimieren, wenn beispielsweise Kläranlagen benötigt und finanziert werden müssen. Die Rückdelegation der politischen Autorität kann das Niveau der Debatte heben und die mit der Entscheidung oder Prioritätsvergabe der Behörden verbundene Legitimierung verbessern. Eine öffentliche Debatte durch die Gemeinden kann eine effektive Möglichkeit sein, die Einbeziehung der Öffentlichkeit und die Informationsoffenlegung zu kombinieren. Sofern es Wasserressourcen betrifft, kann eine öffentliche Umweltfolgenabschätzung genutzt werden, um Informationen zu verbreiten und eine breite Beteiligung zu erreichen. Um die Offenlegung von Unterlagen zu erzwingen, die von den Behörden oder Betreibern geheim gehalten werden, können ebenfalls Klagen vor Gericht eingesetzt werden. 

In Berlin und München spielten die Medien und/oder informierte Verantwortungsträger, beispielsweise die Gewerkschaften oder Arbeitnehmervertretungen, eine wichtige Rolle beim Zugriff auf und bei der Veröffentlichung von Informationen. In Cordoba und Grenoble war durch die Vertreter der Bürgergesellschaft im Vorstand der Wasserwerke ein besserer Zugriff auf die Informationen möglich, die sich im Besitz der Verantwortungsträger befanden. 

	29
	Tallinn,

Vilnius, Bucharest, Milan, Grenoble, Edinburgh
	Notwendigkeit eindeutiger Definitionen und  einer hohen Transparenz
	Die in den Vorschlägen verwendeten Begriffe sollten exakt und eindeutig definiert sein, so dass keine Zweifel an ihrer Bedeutung entstehen.
Wenn Unklarheiten und Meinungsverschiedenheiten über die Bedeutung von Begriffen bestehen, kann der Wert der Einbeziehung der Öffentlichkeit untergraben werden und sich später als erhebliche Schwäche herausstellen, besonders wenn schon Verträge geschlossen sind. Klar definiert werden müssen unter anderem folgende Begriffe: juristischer Status des Unternehmens, beispielsweise GmbH, städtischer Eigenbetrieb, AG,  gemeinnütziges Unternehmen oder gemeinnützige Tochtergesellschaft der Gemeinde. Klar definiert werden müssen auch alle Begriffe im Zusammenhang mit Investitionen (beispielsweise Zahlungen für den Besitz oder physische Investitionen), Konzessionen, Vorabzahlungen, Zahlungen usw.), alle Begriffe im Zusammenhang mit Darlehen und Nebenkosten (beispielsweise Sicherheiten auf Anlagegegenstände wie Land und Gebäude, die in Städten von erheblichem Wert sind, oder Erträge) sowie im Zusammenhang mit Steuern, die an die Gemeinde oder die Regierung zu zahlen sind.
In Bukarest half eine Vielzahl von Klauseln im Konzessionsvertrag, die Beziehung zwischen den Vertragsparteien klarzustellen, allerdings mussten einige davon noch genauer definiert werden. In Mailand stellte sich die in der Debatte über die Reform der Wasserwirtschaft verwendete Fachsprache als Hindernis für die Einbeziehung der Öffentlichkeit und das öffentliche Problembewusstsein heraus.  

	30
	Gdansk, Budapest, Berlin
	Vertragsgeheim​nisse vermeiden
	Vertragsgeheimnisse sollten vermieden werden, weil sie der Transparenz entgegenstehen und die Bewertung und Überwachung der einzelnen Optionen erschweren.
Verträge sind dann öffentlich zugänglich, wenn sie der Öffentlichkeit allgemein zur Verfügung stehen und nicht nur durch die Mitglieder des gewählten Vorstands, beispielsweise den Stadtrat, eingesehen werden können. Dies ist insbesondere dann wichtig, wenn die Gemeinde nicht nur eine Rolle hat und verschiedene Interessen mit ihren verschiedenen Rollen verbunden sind, z. B. ihre Rolle als Eigentümer mit den daraus resultierenden wirtschaftlichen Interessen. Offene Verträge sind machbar und werden in vielen Fällen verwendet, beispielsweise bei der Abfallentsorgung. In einer Reihe von Städten wurden Verträge mit Privatanbietern als vertrauliche Unterlagen behandelt und dadurch der öffentlichen Kontrolle entzogen. Die Verträge wurden vor der Unterzeichnung nicht durch die Öffentlichkeit kontrolliert, so dass eine Bewertung dieser speziellen Option nicht möglich war. In manchen Fällen wurden geheime Verträge neu ausgehandelt, nachdem Probleme auftraten, aber selbst nach Neuverhandlung blieben die Verträge geheim.
In Berlin wurden wichtige Informationen des Vertrages von den gewählten Vertretern zurückgehalten, die über den Vorschlag einer öffentlich-privaten Partnerschaft abstimmen und diese genehmigen sollten. In Danzig wurde der Vertrag nachverhandelt, nachdem die Nachfrage nicht den Zielvorgaben entsprach, aber das Dokument blieb geheim. 

	31
	Rotterdam, the Netherlands, Cardiff, Leeds, UK, Edinburgh, Gdansk, Szeged, Berlin, Tallinn, Arezzo, Rome, Milan, Bologna, Bucharest, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria
	System zur Kontrolle der Leistung einführen
	Es sollte ein Kontrollsystem vorgesehen werden, um zu prüfen, ob die geplanten Ziele erreicht wurden und ob gegebenenfalls die Entscheidung überarbeitet werden muss. 

Es sollte eindeutig definiert sein, wie die Leistung des Anbieters überwacht und mit den Erwartungen verglichen werden soll. Wenn die gewählte Option nicht wie erwartet funktioniert, sollten Verfahren vorgesehen sein, um die Vereinbarungen zu überarbeiten, neu zu prüfen oder Sanktionen zu verhängen. Wenn die verschiedenen Ziele Ergebnis der verschiedenen Rollen der Gemeinde sind, sollte im Überwachungssystem eindeutig definiert sein, mit welchen Hilfsmitteln die verschiedenen Ziele und die verschiedenen Aufgaben der Gemeinde überprüft werden sollen. Die Betreiber müssen aufgefordert werden, Informationen offenzulegen, damit ein Vergleich mit entsprechenden Kennziffern anderer Behörden möglich ist. Dies kann durch ein zentrales Büro oder durch wechselseitige Zuarbeit erfolgen. Die Veröffentlichung von Informationen, die im öffentlichen Interesse liegen, muss ein Vertragsbestandteil der Verträge mit privaten Betreibern sein, aber auch für Betreiber der öffentlichen Hand sollte die Satzung eine ähnliche Verpflichtung enthalten.

Im Fall Edinburgh überwacht eine Genehmigungsbehörde die Effektivität der Wasserwerke der öffentlichen Hand und informiert über die Entscheidungen der Behörden zur Preisgestaltung (Fragen der Wasserqualität und des Umweltschutzes werden durch separate Vorschriften geregelt). In den Niederlanden wurden Benchmarkvergleiche durch einen Fachverband anstelle der in England üblichen wirtschaftlichen Vorschriften bevorzugt. In Cordoba soll die Anwesenheit von Vertretern der politischen Oppositionsparteien sowie der Bürgerverbände im Vorstand der Wasserwerke der öffentlichen Hand dafür sorgen, dass eine interne Überwachung der Leistung erfolgt.

	32
	Grenoble, France, Madrid, Cordoba, Arezzo, Rome, Milan, Leeds
	Jahresberichte und öffentliche Diskussion sicherstellen
	Die Betreiber der Wasserwerke müssen Jahresberichte und die Behörden oder Zulassungsbehörden einen Kommentar zu diesem Bericht veröffentlichen, und dieser Bericht muss öffentlich zur Diskussion gestellt werden, wobei die Diskussionspartner das Recht haben, weitere Informationen anzufordern.
Diese Berichte müssen wesentliche Informationen enthalten und die Grundlage dafür bilden, dass im Bedarfsfall weitere Informationen angefordert werden können. Die Berichte sollten außerdem die Grundlage jährlicher öffentlicher Debatten bilden.
In Frankreich wurde die Seitenzahl der Berichte privater Wasserwerke in einer Reihe von Fällen auf nur wenige Seiten beschränkt. In Arezzo wird der von der lokalen Aufsichtsbehörde erstellte Bericht den lokalen Behörden zugestellt, der allgemeinen Öffentlichkeit jedoch nicht zugänglich gemacht. 

	33
	Grenoble, Cordoba
	Beteiligung bei der Umsetzung und Überwachung fördern
	Die Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der Durchführung der Geschäftstätigkeit und der Überwachung der Leistung sollte gefördert werden.
Die Teilnahme von Bürgerverbänden, beispielsweise von Verbraucherorganisationen, Verbänden der Gemeinde oder Umweltschutzgruppen, sollte eine aktive Rolle bei der Überwachung der Leistung der Betreiber spielen. Dafür kann es erforderlich sein, öffentliche Ressourcen für die betreffenden Gruppen verfügbar zu machen und eine offizielle öffentliche Diskussion zu führen. Die Einbeziehung ist gegenüber der Nutzung von Beratern zu bevorzugen und liefert darüber hinaus bessere Ergebnisse.
Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der Leitung des Geschäftsbetriebs scheint zu einer höheren Transparenz und zu besseren Ergebnissen zu führen, so zeigt es zumindestens der Fall der Wasserwerke der öffentlichen Hand in Grenoble und Cordoba.  

	34
	Grenoble, France, Madrid, Cordoba, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Palma de Mallorca, Arezzo
	Rolle der Auditoren stärken
	Auditoren der öffentlichen Hand können eine wichtige Rolle bei der Überwachung der Finanzzahlen der Wasserwerke spielen und auf Probleme hinweisen.
Die Prüfung der Finanzen der Wasserwerke durch Auditoren der öffentlichen Hand kann ein wichtiges Element sein, mit dem dank der Kompetenz und Unabhängigkeit der Auditoren der öffentlichen Hand Probleme erkannt werden. 

In Madrid prüfen die Buchprüfer der Stadt regelmäßig und gründlich die Bilanzen der Wasserwerke der öffentlichen Hand und erstellen einen Gesamtbericht über die Geschäftstätigkeit. Im Interesse einer höheren Transparenz werden die Ergebnisse des Audits der Wasserwerke der öffentlichen Hand in Cordoba im Internet veröffentlicht. In Grenoble wurde in den Berichten der regionalen Buchprüfungsabteilung Chambre Régionale des Comptes auf eine Reihe von Problemen hingewiesen, die bei der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung durch Privatunternehmen entstehen. Die Rolle öffentlicher Buchprüfer in Frankreich wird jedoch durch die Tatsache eingeschränkt, dass sie nur für Detailprüfungen von Geschäften zuständig sind, die ihnen von einer interessierten Seite vorgetragen werden.    

	35
	Warsaw, Kaunas, Budapest
	Finanzierung von Wasser- und Abwasserinfra​struktur bzw. ‑projekten mit Hilfe von Geldstrafen nutzen
	Geldstrafen für die Nichteinhaltung der Abwasservorschriften können genutzt werden, um die Betreiber der Wasserwerke bei der Finanzierung von Kläranlagen zu unterstützen.
Betreiber können bei Verletzungen der Vorschriften zur Klärung von Abwässern mit Geldstrafen belegt werden. In einer Reihe von Fällen haben Behörden, beispielsweise Gemeindeverwaltungen und Regierungsbehörden, solche Geldstrafen eingesetzt, um die Finanzierung von Kläranlagen zu unterstützen. Geldstrafen wegen Pflichtverletzungen und Umweltschäden sollten außerdem eine glaubwürdige Abschreckung darstellen.

In Litauen werden Steuern und Geldstrafen wegen Umweltverschmutzung genutzt, um die durch die Umweltverschmutzung verursachten Schäden zu begrenzen. Die dadurch gesammelten Mittel werden an einen Umweltschutzfonds weitergeleitet, den die Gemeinden zur Umsetzung schneller Maßnahmen zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung gegründet haben.

	36
	Gdansk, Debrecen, Lodz, Rotterdam, Kaunas, Madrid, Edinburgh, Grenoble, Rome, Bologna, Cordoba, Timisoara, Bucharest, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria, Palma de Mallorca, City in Time, International context
	Nutzung öffentlicher Finanzmittel für die Infrastruktur optimieren 
	Die Möglichkeit zur Beschaffung öffentlicher Mittel für Investitionen zu günstigen Bedingungen muss erkannt werden.
Die traditionelle Finanzierung der öffentlichen Hand sollte immer als Möglichkeit zur Deckung eines zukünftigen Bedarfs in Betracht gezogen werden. Regierungsbehörden und Gemeinden sind in der Regel in der Lage, Darlehen zu günstigeren Bedingungen aufzunehmen oder Anleihen zu günstigeren Bedingungen zu geben als die Privatwirtschaft. Die Wasserwerke der öffentlichen Hand können sich ebenfalls zu günstigen Zinssätzen durch Darlehen oder Anleihen selbst finanzieren, wie es in Madrid der Fall war. Staatliche Garantien für Darlehen von Privatunternehmen verschaffen Privatunternehmen, die Darlehen aufnehmen, ebenfalls günstige Konditionen, allerdings zu Lasten der öffentlichen Hand. In manchen Fällen sind gesetzliche Regelungen erforderlich, um die ganze Palette der Finanzierungsmöglichkeiten zu nutzen, beispielsweise Projektfinanzierung. Der Weltwährungsfonds empfiehlt bei der Finanzierung von öffentlich-privaten Partnerschaften, stets die Kosten der Finanzierung mit einer Finanzierung durch die öffentliche Hand und den Betrieb durch die öffentliche Hand zu vergleichen.
In Madrid wurden staatliche Subventionen eingesetzt, um sicherzustellen, dass die Gebühren nachhaltig sozial verträglich bleiben und zugleich allmählich die Kapitalausgaben voll erwirtschaftet werden. Im Fall Kauen (LT) waren für den Zugriff auf internationale Finanzierungen staatliche Garantien erforderlich, damit die lokalen Betreiber zeitnah einen Antrag auf Unterstützung beim zuständigen Ministerium einreichen konnten. In Debreczin konnten die Wasserwerke der öffentlichen Hand ein Darlehen einer Handelsbank nutzen, weil sie einen soliden Businessplan vorlegten.

	37
	Munich, Berlin, Gdansk, Budapest, Tallinn, Arezzo, Grenoble
	Risiken von Garantien und anderen Finanzierungen berücksichtigen
	Finanzielle Garantien, die die Betreiber gegen Verluste schützen, stellen in Zukunft möglicherweise Verbindlichkeiten für die Behörden dar.

In manchen Betreiberverträgen sind Garantien der Gemeinde gegen Verluste oder eine garantierte Gewinnmarge vorgesehen. Diese Garantien können sich zu unkalkulierbaren Verbindlichkeiten entwickeln, z. B. wenn die Nachfrage hinter den Planzahlen zurückbleibt oder wenn unvorhergesehene Ereignisse die Gewinnmargen reduzieren und das Leistungsrisiko der Betreiber mindern. Einige Gemeinden haben auch Finanzierungen wie Cross Border Leasing oder die Verbriefung von Vermögenswerten in Betracht gezogen, die ebenfalls schwebende Verbindlichkeiten darstellen. Der Internationale Weltwährungsfonds hat vor diesen zukünftigen Verbindlichkeiten gewarnt, die für öffentlich-private Partnerschaften in allen Wirtschaftsbereichen entstehen.
In Berlin garantierte der Vertrag dem Privatbetreiber einen festen Gewinnsatz, den die Stadt auffüllen muss, wenn die Gewinnspanne des Unternehmens unter diesem Satz liegt. In Arezzo verlangte der Betreiber eine Neuverhandlung des Gebührenschlüssels mit der Begründung, dass die geplante Nachfrage nicht eingetreten sei. Die Fallstudie in München zeigt, dass bei Cross Border Leasing schwebende Verbindlichkeiten eintreten, beispielsweise wenn die Vorschriften geändert werden, die solche Verträge für US-Gesellschaften attraktiv machen.

	38
	Vilnius,

Tallinn, Edinburgh, Arezzo, Grenoble, Mancomunidad del Sureste de Gran Canaria
	Gefahr des Verlusts öffentlicher Wasserreserven
	Die Behörden müssen sicherstellen, dass sie über die nötige Kompetenz für die Verhandlung und Kontrolle der Betreiber verfügen. 

Der Betreiber verfügt in der Regel über bessere Informationen als jede Aufsichts- oder Verwaltungsbehörde und beschäftigt Mitarbeiter mit entsprechendem Know-how. Die Aufsichts- oder Verwaltungsbehörde sollte sicherstellen, dass sie über ausreichendes Know-how und genügend Ressourcen verfügt, um die Leistung des Betreibers unabhängig zu überprüfen. Es besteht auch die Gefahr, dass der Betreiber die Aufsichtsbehörde „übernimmt“ und so die im öffentlichen Interesse ausgeübte Kontrolle schwächt. In Fällen, in denen die lokalen Behörden nicht mehr in der Lage sind, ihre Aufsichts- und Kontrollfunktion zu erfüllen, oder es in der Praxis nicht möglich ist, solche Funktionen auszuüben, leiden das öffentliche Interesse und das Bemühen, dieses zu schützen.

In Tallinn sitzt ein Vertreter der Wasserwerke in der unabhängigen Überwachungsbehörde, die die Leistung des Betreibers kontrollieren soll, so dass dessen Unabhängigkeit zumindestens fraglich ist. In Arezzo zeigen die Konflikte zwischen dem Betreiber, der Aufsichtsbehörde und den lokalen Verwaltungen, dass die Gefahr einer „Übernahme“ der Aufsichtsbehörde nicht nur theoretisch besteht. In Edinburgh stellte die schottische Exekutive fest, dass es ihr schwer fiel, einen Streit zwischen der Aufsichtsbehörde und dem Betreiber beizulegen, da sie nicht über die nötige Kompetenz verfügte, um den Sachverhalt zu beurteilen. 

	39
	Tallinn, Szeged, Grenoble, Arezzo, Bucharest
	Verträge können unvollständig oder nicht durchsetzbar sein
	Verträge mit Betreibern können unvollständig oder deren Klauseln nicht wie geplant durchsetzbar sein. 

Bei Vertragsklauseln muss mit unerwarteten Auslegungen oder Implementierungen nach Unterzeichnung des Vertrages gerechnet werden. Garantien von Behörden, die Teil von Verträgen sind, sind eine mögliche Quelle für zukünftige Verbindlichkeiten und können möglicherweise einen Bruch des Wettbewerbsrechts darstellen. Die Regelungen zur gesetzlichen Beilegung von Streitfällen können die zukünftige Handlungsfreiheit einer Gemeinde beeinträchtigen, weil sie beispielsweise verpflichtet sind, sich dem Schiedsspruch eines internationalen Schiedsgerichts zu unterwerfen, wie es in Szeged der Fall war. 

Sowohl in Grenoble als auch in Arezzo wurde die Entscheidungsfreiheit der lokalen Behörden durch die Androhung von Kompensationszahlungen beeinträchtigt, die fällig gewesen wären, wenn der Betreiber sich an ein Gericht oder Schiedsgericht wendet. In Szeged stimmte die Gemeinde einer Neuverhandlung des Gebührenschlüssels zu, nachdem der Betreiber bei einem internationalen Schiedsgericht Klage einreichte und Schadensersatz verlangte.

	40
	Budapest, Cardiff, Leeds, Tallinn, Grenoble, Arezzo, Gdansk
	Risiken bei der Überarbeitung von Vertragsbedin​gungen
	Die Behörden sollten immer damit rechnen, dass Verträge nachverhandelt werden müssen, und die möglichen Risiken dieser Prozesse berücksichtigen.

Verträge können nicht alle Wechselfälle der Zukunft voraussehen, sodass immer die Gefahr besteht, dass Änderungen vorgenommen werden müssen. Möglicherweise werden die Ziele des ursprünglichen Vertrags nicht erreicht. Diese Risiken sollten bei der Bewertung der Optionen berücksichtigt werden, da sie die relative Attraktivität der verschiedenen Optionen beeinträchtigen.

In manchen Fällen wurden Verträge auch noch Jahre nach ihrer Unterzeichnung überarbeitet. In anderen Fällen stiegen die Preise stärker als im ursprünglichen Vertrag vorgesehen, da sich die Umstände geändert hatten; in anderen Fällen wurde der Leistungsumfang oder der Umfang von Investitionsprogrammen reduziert.



	41
	Berlin, Arezzo, Leeds, Grenoble, Bologna, Rome, Milan, Edinburgh
	Risiken einer Unterinvestition bei Wasserwerken und/oder Kläranlagen
	Die Behörden sollten berücksichtigen, dass möglicherweise eine Unterinvestition in Kläranlagen oder Wasseraufbereitungsanlagen besteht. 

Dies kann dann eintreten, wenn die Leistungen privatisiert wurden. Ähnliche Effekte können auch entstehen, wenn die Kostendeckung angesichts der nationalen oder städtischen Preispolitik unzureichend ist oder wenn lokale Behörden die Finanzmittel aus dem Wassergeschäft in andere öffentliche Dienstleistungen umleiten.
In Berlin wurde anscheinend nicht ausreichend in die Infrastruktur und die Wartung des Abwassernetzes investiert, so dass es zu einer Verunreinigung des Grundwassers kam.

	42
	Szeged, Cardiff, Leeds, Grenoble, Arezzo
	Risiken von Exit-Strategien 
	Mögliche zukünftige Exit-Strategien von Auftragnehmern sollten bei Prüfung der Optionen berücksichtigt werden.
Wenn sich ein Vertrag als nicht profitabel herausstellt oder eine Behörde einen Vertrag kündigen will, versucht der Auftragnehmer mit seiner Exit-Strategie, Verluste zu minimieren und Gewinne zu maximieren. Dies kann zu unerwarteten Schadenersatzforderungen oder zur kostspieligen Übertragung von Verbindlichkeiten auf Behörden oder Verbraucher führen. 

In Leeds wurde die vorgeschlagene Eigentumsübertragung der Wasserwerke an die Verbraucher bei öffentlichen Diskussionen und durch die Aufsichtsbehörde abgelehnt, zum Teil deshalb, weil damit hohe Verbindlichkeiten vom Unternehmen auf die Kunden verlagert worden wären. In Szeged wurde ein Vorschlag, einen privaten Auftragnehmer durch eine städtische Gesellschaft zu ersetzen, nicht umgesetzt, nachdem der Auftragnehmer gerichtlich Schadensersatz verlangte.  

	43
	Szeged, Arezzo, Gdansk, Tallinn,

Vilnius, Grenoble, Lodz,  Timisoara , International context
	Risiken durch geringen Wettbewerb bei Vergabe der Verträge
	Bei der Bewertung der einzelnen Vertragsoptionen sollten die Risiken berücksichtigt werden, die durch fehlenden oder zu schwachen Wettbewerb entstehen.
Bei Verträgen für Wasserwerke besteht häufig das Problem, dass nur wenige konkurrenzfähige Angebote eingehen. In manchen Fällen wurden Konzessionsverträge für Wasserwerke ohne Konkurrenz an einen einzigen Anbieter vergeben, und durch die fehlende Konkurrenz war nicht gewährleistet, dass optimale Bedingungen ausgehandelt wurden. 

In Danzig war das Wasserwerk oft Unterauftragnehmer für Investitionsprojekte der Stadt, die nicht öffentlich ausgeschrieben wurden. Ähnliche Probleme entstehen, wenn ein Privatunternehmen das Recht hat, Verträge zu vergeben, wie in Arezzo und in Szeged, wo Tochtergesellschaften des Unternehmens bemerkenswert erfolgreich waren.

	44
	Tallinn, Budapest, Szeged, international context
	Unternehmens​status überwachen
	Die Rechtsform und die Rechte von Privatunternehmen sollten überwacht werden, um mögliche Haftungen zu vermeiden.
Unternehmen, die nicht ordnungsgemäß registriert sind, sind möglicherweise nicht berechtigt, Verträge mit der öffentlichen Hand oder mit Versorgern abzuschließen. Das Gesetz zu Gemeinschaftsunternehmen zwischen der öffentlichen Hand und Privatunternehmen könnte die Möglichkeiten einschränken, Verträge ohne vorherige Ausschreibung zu vergeben. Die Unternehmen können die Bezahlung der Direktoren oder die Kapitalstruktur ändern.

Die Frage der Rechtsform eines Unternehmens und der Rechte zur Vergabe von Unteraufträgen war in Szeged ein Problem. In Tallinn nutzte das Unternehmen die Gewinne, um den Wert der im Unternehmen investierten Aktien zu verwässern. Kürzliche Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs dürften zur Folge haben, dass es für Gemeinden schwieriger wird, ohne Ausschreibung an Wettbewerber Verträge an öffentlich-private Partnerschaften zu vergeben.
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